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Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Bierstedt, Dr. Ruth Fuchs, Dr. Ludwig Elm, Rolf 
Kutzmutz, Dr. Willibald Jacob, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Zum Endbericht des Technikfolgenabschätzung-Projektes „Auswirkungen 
moderner Biotechnologien auf Entwicklungsländer und Folgen für die zukünftige 
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Entwicklungsländern“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Von den modernen Biotechnologien, insbesondere der Gentech- 
nik, sind keine positiven Auswirkungen auf die sozialen, ökono- 
mischen und ökologischen Verhältnisse in den Entwicklungslän- 
dern zu erwarten. Eine Verbesserung dieser Verhältnisse ist nur zu 
erreichen, wenn die politischen und ökonomischen Rahmenbe- 
dingungen für Entwicklungsländer gerade auf internationaler 
Ebene tiefgreifend verändert werden. Den modernen Biotechno- 
logien und der Gentechnik kommt bei diesem Unterfangen keine 
besondere Rolle zu, vielmehr müssen negative Folgewirkungen ih- 
res Einsatzes bedacht und unterbunden werden. 

Darüber hinaus wird die verheerende soziale und ökonomische 
Lage der meisten Entwicklungsländer verhindern, daß sie an den 
modernen Biotechnologien partizipieren bzw. sie zu ihrem eige- 
nen Nutzen einsetzen können, selbst wenn sie positive Auswir- 
kungen auf Entwicklungsländer hätten. 

Auf der anderen Seite verstärkt aber gerade diese Lage negative 
Auswirkungen der Gentechnologie und modernen Biotechnologi- 
en auf die sozialen, ökonomischen und ökologischen Verhältnisse 
der Entwicklungsländer. 

Erst recht läßt eine privatwirtschaftliche Ausrichtung der Ent- 
wicklungs- und Technologiezusammenarbeit der Industriestaaten 
mit den Entwicklungsländern nicht erwarten, daß die Gentechno- 
logie und moderne Biotechnologien einen Beitrag zu einer nach- 
haltigen Verbesserung der Situation der Entwicklungsländer lei- 
sten können. 

1 . a) Vom Einsatz der Gentechnik und moderner Biotechnologi- 
en gehen hohe biologische Sicherheitsgefahren aus, in In- 
dustrie- wie in Entwicklungsländern. Diese Gefahren in 
Entwicklungsländern zumindest auf ein den Industriestaa- 
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ten vergleichbares Maß zu begrenzen, verlangt große An- 
strengungen im Bereich der biologischen Sicherheit. Die 
notwendigen Mindestanforderungen, die schon in Indu- 
strieländern häufig nicht erfüllt werden, können in Ent- 
wicklungsländern noch viel weniger eingehalten werden, 
da sie allein nicht in der Lage sind, die dafür erforderlichen 
finanziellen und institutionellen Kapazitäten bereitzustel- 
len und aufzubauen. Diese Situation mit den existierenden 
rechtlichen Grauzonen wird von Forschungseinrichtungen 
und Industrie des Nordens ausgenutzt, um gentechnische 
Forschung und Arbeiten dort kostengünstiger oder bei ge- 
ringerem öffentlichen Widerstand durchzuführen. 

b) In gleicher Weise gilt dies für den sich verstärkenden Ein- 
satz der Gentechnik und moderner Biotechnologien im Be- 
reich der Lebensmittelherstellung. Hier besteht die Gefahr, 
daß der Schutzstandard für Verbraucherinnen und Ver- 
braucher in Entwicklungsländern noch geringer ist als der- 
jenige, der in Industrieländern besteht oder bestehen soll. 

2. Gentechnik und moderne Biotechnologien stellen eine 
Bedrohung der genetischen Vielfalt dar. Neben einer weiteren 
LFniformierung des Pflanzengutes (besonders in Verbindung 
mit der Patentierung), besteht in Entwicklungsländern, die in 
den Gebieten der höchsten biologischen Vielfalt liegen, eine 
noch größere Gefahr des unkontrollierten Gentransfers von 
Kultur- auf Wildpflanzen als sie ohnehin in allen Ländern be- 
steht. 

3. Für Entwicklungsländer hat die Substitution von Rohstoffen 
durch gentechnische oder moderne biotechnologische Verfah- 
ren in Industrieländern gravierende ökonomische Nachteile. In 
erster Linie die ärmsten der Entwicklungsländer, deren Export 
stark auf einen einzelnen Rohstoff beschränkt ist, werden und 
würden durch den Wegfall dieser Deviseneinnahmen getrof- 
fen. 

4. a) Der Einsatz der Gentechnik und moderner Biotechnologi- 

en birgt gerade in Bereich der kleinbäuerlichen Landwirt- 
schaft die Gefahr, durch Zerstörung traditioneller Wirt- 
schaftsweisen und Kulturen zu größerer Arbeitslosigkeit, 
stärkerer Abhängigkeit von Großunternehmen und damit 
zu einer Unterhöhlung der Subsistenzwirtschaft und Aus- 
weitung der Armut beizutragen. Denn aufgrund des Man- 
gels an Kapital und Marktzugang der Kleinbetriebe sowie 
der sozialen, politischen und kulturellen Strukturen in 
ländhchen Regionen, werden die Einkommensquellen von 
Bäuerinnen und Bauern drastisch beschränkt werden, da 
neue Technologien in erster Linie Groß- und Plantagen- 
betrieben zugute kommen. 

Laut einer ILO-Schätzung können bis zu 50 % aller Ar- 
beitsplätze durch den Einsatz von Gen- und Biotechnolo- 
gien in Entwicklungsländern vernichtet werden, in hohem 
Maß bedroht sind dabei Arbeitsplätze von Frauen. Dies ist 
schon deshalb von großer Bedeutung, da Frauen durch ihre 
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Arbeit in ländlichen Regionen bis zu 80 % des Nahrungs- 
mittelbedarfes der Gesamtbevölkerung decken. 

b) Nicht zuletzt sind durch die verstärkte Verdrängung von 
Kleinbetrieben auch ökologische Beeinträchtigungen zu 
erwarten. Die in der Folge der Betriebsaufgabe brachlie- 
genden Böden rufen weitere Verödung und Erosion der Bö- 
den hervor, dies ist auch eine zusätzliche Bedrohung der 
Nahrungsmittelversorgung. 

5. Gerade Frauen sind von den Folgen des Einsatzes moderner 
Biotechnologien und der Gentechnologie in Entwicklungslän- 
dern besonders betroffen. Sie haben nicht nur dessen allge- 
meine Folgen zu tragen, sondern ihnen drohen darüber hinaus 
spezifische Verschlechterungen ihrer wirtschaftlichen Lage 
und ihres sozialen Status. Die Einführung moderner Technolo- 
gien kann dazu führen, daß ihrer traditionell stärkeren Stel- 
lung im Rahmen der Familie oder Gesellschaft der Boden ent- 
zogen wird. Durch die Technisierung von Arbeitsfeldern, 
werden Arbeiten, die zuvor traditionell eher von Frauen ver- 
richtet wurden, entweder wegrationalisiert oder aber gelangen 
in die Hände von Männern. Frauen bleiben (wenn überhaupt) 
so allein weisungsabhängige, gering bezahlte Beschäfti- 
gungsverhältnisse . 

6. Immunologische Verhütungsmittel werden in erster Linie für 
Frauen in Entwicklungsländern erforscht und erzeugt, um die 
Effektivität der Verhütung durch „Anwenderinnen-unabhän- 
gige'' Kontrazeptiva zu steigern. Die in Form von Impfungen 
oder Implantaten eingesetzten und verbreiteten Kontrazepti- 
va bergen zum Teil nicht nur erhebliche gesundheitliche Ge- 
fahren, sondern können nicht zu jedem von Frauen ge- 
wünschten Zeitpunkt abgesetzt werden und ermöglichen so 
keine individuell - im günstigen Fall partnerschaftlich - zu tref- 
fende Entscheidung über Art und Zeitraum der Verhütung. 
Dies stellt eine Einschränkung des Rechtes auf reproduktive 
Selbstbestimmung dar. 


Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung auf, 

1. aktiv für eine Verbesserung der allgemeinen ökonomischen 
und sozialen Rahmenbedingungen für Entwicklungsländer 
einzutreten und deshalb ihre Entwicklungszusammenarbeit 
besonders auf die konsequente Unterstützung folgender Ziele 
auszurichten: 

- Umsetzung von Agrarreformen, Sicherung der Nutzungs- 
rechte und des freien Zugangs zu Produktionsressourcen 
von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern sowie der traditio- 
nellen und einheimischen Bevölkerung (Indigenas), 

Maßnahmen zur Wiedereinführung und Erhaltung ge- 
meinschaftlicher Eigentums- und Nutzungsrechte an Bo- 
den, Wasser, Wald und anderen Teilen der Natur, 

- Etablierung eines „Verhaltenscodex zur Umsetzung des 
Rechts auf Nahrung der verbindliche Pflichten für Staa- 
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ten, internationale Organisationen und transnationale Kon- 
zerne festschreibt; 

2. bei der deutschen Entwicklungszusammenarbeit die Förde- 
rung von angepaßten oder anpaßbaren technologischen Ver- 
fahren in den Mittelpunkt zu stellen, anstatt teure, technolo- 
gieintensive und gefährliche gentechnische Verfahren zu 
begünstigen und zu fördern; 

3. die Projekte. der Entwicklungszusammenarbeit nur unter Ein- 
beziehung der ansässigen Bevölkerung zu planen, und dabei 
insbesondere die Bedürfnisse und Interessen von Frauen und 
kleinbäuerlicher Betriebe in den Mittelpunkt zu stellen; 

4 . auf nationaler und internationaler Ebene für eine verstärkte fi- 
nanzielle Förderung und Zusammenarbeit von Einrichtungen 
und Forschungsinstituten einzutreten, die sich an den Interes- 
sen von Entwicklungsländern orientieren. Dazu gehören die in 
Entwicklungsländern ansässigen nationalen und regionalen 
Saatgutuntemehmen und Forschungseinrichtungen sowie in 
ähnhcher Weise die internationalen Agrarforschungszentren 
(lARC). Gleichzeitig muß der Aufbau vom Norden finanzierter 
Forschungskapazitäten vorangetrieben werden. Ziel der For- 
schungsaktivitäten soll sein, geeignete nicht- gentechnische 
Verfahren zur Behandlung bzw. Strategien der Vermeidung 
von spezifischen Problemen und Erkrankungen von Men- 
schen, aber auch von Tieren und Pflanzen, in Entwicklungs- 
ländern zu entwickeln; 

5. sich auf internationaler Ebene für weltweit wirksame Stan- 
dards auf hohem Niveau zur Gewährleistung der biologischen 
Sicherheit, der Lebensmittelkontrolle und entsprechender 
Überwachungsinstitutionen und -mechanismen einzusetzen. 
Insbesondere müssen dabei im Rahmen eines Biosafety-Ab- 
kommens für Freisetzungen und Inverkehrbringen genetisch 
manipulierter Organismen und den Umgang mit solchen Or- 
ganismen zumindest die gleichen Schutzregelungen festge- 
schrieben werden, die in Industriestaaten gelten. Zugleich wird 
sie aufgefordert, für eine weltweite und lückenlose Kenn- 
zeichnung gentechnisch hergestellter und gentechnisch mani- 
pulierter Lebensmittel einzutreten. 

Die Entwicklungsländer sind beim Aufbau von Überwa- 
chungsinstitutionen u. ä. durch finanzielle, wissenschaftliche 
und administe-ative Hilfe der Industriestaaten in geeigneter 
Weise zu unterstützten. Aufgabe der Bundesregierung ist es, 
darauf hinzuwirken, daß alle Industriestaaten dieser Ver- 
pflichtung nachkommen; 

6. sich sowohl international als auch auf europäischer Ebene für 
ein Patentierungsverbot von Genen und Genabschnitten 
menschlicher, tierischer und pflanzlicher Herkunft einzuset- 
zen, zugleich Saatgut- und Sortenregelungen zu schaffen und 
zu fördern, die die Biodiversität erhalten und fördern helfen; 

7. internationale Regelungen zu unterstützen, die die weltweit 
bereits in Genbanken eingelagerten Bestände einer unent- 
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geltlichen Nutzung durch die Entwicklungsländer zugängig 
machen; 

8. sich national, auf WHO- und VN-Ebene für den Stopp der Er- 
forschung und Finanzierung immunologischer Verhütungs- 
mittel für Frauen einzusetzen, statt dessen für den Einsatz von 
Barriere-Methoden und von Frauen (und Männern) selbstbe- 
stimmt einsetzbaren Kontrazeptiva einzutreten; 

9. eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe zu bilden, die die Ent- 
wicklungen der Bio- und Gentechnologie in ihren Auswirkun- 
gen auf die Entwicklungsländer untersucht und beobachtet, 
sich jedoch gleichzeitig bemüht, Alternativen für den Einsatz 
kapitalintensiver und hochtechnologischer Verfahren und An- 
wendungen zu entwickeln. Der Arbeitsgruppe müssen dabei 
in hoher Anzahl Vertreterinnen und Vertreter von NGO an- 
gehören. 


Bonn, den 10. Juni 1997 

Wolfgang Bierstedt 

Dr. Ruth Fuchs 

Dr. Ludwig Elm 

Rolf Kutzmutz 

Dr. Willibald Jacob 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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